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Beschlussvorschlag: 
 
Die Erhebung folgender Gebühren für amtliche Kontrollen der Lebensmittelüberwachung wird 
beschlossen: 
 

Nr.  Art der Kontrolle Grundlage der Gebühren 
 
Gebührenberechnung nach Personalvollkosten 
gemäß der vom StMFH für den öffentlichen 
Dienst veröffentlichten Sätze in der jeweils 
gültigen Fassung (Ziffer 1, 3 und 4). Der 
Mindestsatz wird gemäß der betreffenden 
Tarifstelle des Kostenverzeichnisses (Ziffer 2) 
angesetzt.  

1 Kontrollen (Regelkontrollen) mit 
Beanstandungen, bei denen eine 
Anordnungen oder Maßnahme durch die 
Lebensmittelüberwachung getroffen 
wurde. 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde, mindestens jedoch 25,00 € 

2 Fleischbereich*                                                             
Kontrollen im Herstellungsbereich von 
Metzgereien, sowie im Lagerbereich für 
Fleisch beim Großhandel. 

15,00 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde 

3 Alle zusätzlichen Kontrollen, die aufgrund 
der Feststellung eines Verstoßes 
durchgeführt werden (z.B. Nachkontrolle, 
beanstandete Probe, 
Beschwerdekontrolle mit Verstoß) 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde 



 

 

4 Alle Kontrollen die aufgrund von 
Mitteilungen aus dem Europäischen 
Schnellwarnsystem (Rückruf oder 
Rücknahme) für Lebensmittel oder 
Bedarfsgegenständen durchgeführt 
werden. 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde, mindestens jedoch 25,00 € 

 

Im Rahmen der Gebührenberechnung wird bei den Ziffern 1, 3 und 4 eine Reisekostenpauschale von 
4,72 € hinzugerechnet. 
 
  

Sachstandsbericht: 

 
a) Beschreibung der Maßnahme mit Art der Ausführung 
 
 
Im Bereich des Lebensmittelrechts führen die zuständigen Behörden entsprechend den 

europarechtlichen und nationalen Vorgaben amtliche Kontrollen durch.  

Gebühren für Kontrollen im Bereich der Lebensmittel-, Futtermittel- und der Veterinärüberwachung 

sind kostendeckend zu erheben. Rechtliche Vorgaben für die Gebührenerhebung enthalten 

insbesondere die Verordnung (EU) 2017/625, das Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz 

(GDVG) sowie das Kostengesetz und das Kostenverzeichnis. Diese enthalten folgende Vorgaben:  

 

Keine Gebühren werden erhoben,  

• wenn es sich um Regelkontrollen (z.B. planmäßige Routinekontrolle) handelt, die zu keinen 

oder insgesamt nur geringfügigen Beanstandungen geführt haben, sowie die Entnahme von 

Proben ohne Anfangsverdacht (Planproben) und 

• die Gebührenerhebung nicht in besonderen Rechtsvorschriften oder wegen besonderer 

Überwachungsbedürftigkeit vorgeschrieben ist. Solche Rechtsvorschriften, die die 

Gebührenerhebung vorschreiben, gibt es zum Beispiel für Kontrollen in Betrieben, die mit 

Fleisch * umgehen. 

• Beratungen auf Anfrage von Lebensmittelunternehmern werden weiterhin kostenlos im 

Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten durchgeführt. 

 

Gebührenpflichtige Kontrollen 

• Eine Kontrolle ist kostenpflichtig, wenn in ihrem Rahmen durch die 

Lebensmittelüberwachung Beanstandungen festgestellt werden, die zu weiteren Kontrollen 

beziehungsweise Anordnungen oder Maßnahmen führen. 

• *Kontrollen im Herstellungsbereich von Metzgereien, sowie im Lagerbereich für Fleisch beim 

Großhandel sind gemäß Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) prinzipiell 

gebührenpflichtig. 

• Alle zusätzlichen (weiteren) Kontrollen (z.B. Nachkontrollen) sind auch gebührenpflichtig, 

außerdem können gegebenenfalls Kosten für die Erstellung von Gutachten bei Probenahmen 

mit Beanstandungen erhoben werden.  



 

 

• Des Weiteren wird zu den eigentlichen Kontrollgebühren pro Betriebsbesuch (für die Nr. 1, 3 

und 4 der Kostentabelle) eine Reisekostenpauschale von 4,72 € hinzugerechnet. 

 

Kostentabelle  

Die Höhe der Gebühren sind von der Kreisverwaltungsbehörde nach Aufwand festzulegen. Unter 

Berücksichtigung von Kostengesetz und Kostenverzeichnis schlägt die Verwaltung für Kontrollen im 

Zuständigkeitsbereich der Lebensmittelüberwachung (gem. § 21 GDVG) der Stadt Amberg folgende 

Gebühren vor: 

 

Nr.  Art der Kontrolle Grundlage der Gebühren 
 
Gebührenberechnung nach Personalvollkosten 
gemäß der vom StMFH für den öffentlichen 
Dienst veröffentlichten Sätze in der jeweils 
gültigen Fassung (Ziffer 1, 3 und 4). Der 
Mindestsatz wird gemäß der betreffenden 
Tarifstelle des Kostenverzeichnisses (Ziffer 2) 
angesetzt.  

1 Kontrollen (Regelkontrollen) mit 
Beanstandungen, bei denen eine 
Anordnungen oder Maßnahme durch die 
Lebensmittelüberwachung getroffen 
wurde. 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde, mindestens jedoch 25,00 € 

2 Fleischbereich*                                                             
Kontrollen im Herstellungsbereich von 
Metzgereien, sowie im Lagerbereich für 
Fleisch beim Großhandel. 

15,00 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde 

3 Alle zusätzlichen Kontrollen, die aufgrund 
der Feststellung eines Verstoßes 
durchgeführt werden (z.B. Nachkontrolle, 
beanstandete Probe, 
Beschwerdekontrolle mit Verstoß) 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde  

4 Alle Kontrollen die aufgrund von 
Mitteilungen aus dem Europäischen 
Schnellwarnsystem (Rückruf oder 
Rücknahme) für Lebensmittel oder 
Bedarfsgegenständen durchgeführt 
werden. 

12,28 € je Kontrollperson und angefangener 
Viertelstunde, mindestens jedoch 25,00 € 

 

 

 

 

 



 

 

Die Gebühr wird grundsätzlich auf Grundlage der Kosten festgelegt, die bei den betreffenden 

amtlichen Kontrollen anfallen, dies sind insbesondere Kosten für Gehälter und Reiseaufwand des 

Personals (Art. 81 VO (EU) Nr. 2017/625). Für die Berechnung der Personalkosten werden die 

Personalvollkosten (Personaldurchschnittskosten einschließlich Arbeitsplatz und Gemeinkosten) 

gemäß der vom Bayerischen Staatsministeriums für Finanzen für den öffentlichen Dienst 

veröffentlichten Sätze in der jeweils gültigen Fassung herangezogen.  

Für die Reisekosten wird eine Pauschale angesetzt (Art. 82 Abs. 2 VO (EU) Nr. 2017/625), dies betrifft 

die Ziffern 1, 3 und 4. Die Reisekostenpausschale wird jährlich neu berechnet und gilt immer für ein 

Jahr. 

Zahlungspflichtig ist immer der verantwortliche Lebensmittelunternehmer. Diesem werden die 

Gebühren nach Abschluss der Bearbeitung mit einem Kostenbescheid zugestellt. Die Erstellung des 

Kostenbescheids kann möglicherweise längere Zeit in Anspruch nehmen, da gegebenenfalls der 

Eingang von Gutachten abzuwarten ist. 

 

Tarifstellen im Kostenverzeichnis: 

Die Gebührenhöhe im Fleischbereich (Ziffer 2) richtet sich nach Maßgabe der Tarifstelle KVz. Nr.  

7.IX11/1.1, diese schreibt eine Gebühr von „15 bis 35 € je Kontrollperson und angefangener 

Viertelstunde“ vor. 

Die Gebührenhöhe bei Regelkontrollen mit Beanstandungen (Ziffer 1) und bei 

Rückrufen/Rücknahmen (Ziffer 4) richtet sich für das Lebensmittelrecht nach der Tarifstelle KVz. Nr. 

7.IX11/5.7, diese schreibt eine Gebühr von „25 bis 10.000 €“ vor. Für Kontrollen im Bereich der 

Tabakerzeugnisse werden gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 2 Kostengesetz dieselben Gebühren erhoben. 

Die Gebührenhöhe für alle zusätzlichen Kontrollen (Ziffer 3) richtet sich im Bereich VO (EU) 2017/625 

(Lebensmittel) nach Tarifstelle KVz. Nr. 7.XI11/5.6, diese sieht eine Gebühr von „10 bis 50.000 €“ vor. 

Für alle anderen zusätzlichen Kontrollen im Zuständigkeitsbereich der Lebensmittelüberwachung 

werden nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 Kostengesetz dieselben Gebühren erhoben. 

 
 
b) Begründung der Notwendigkeit der Maßnahme 
 
--- 
 
c) Kostenanschlag nach DIN 276 oder vergleichbar 
 
--- 
 
d) Ablauf- bzw. Bauzeiten- und Mittelabflussplan 
 
--- 
 

Personelle Auswirkungen: 
Der zeitliche Mehraufwand für die Gebührenerhebung wird im Sachgebiet 3.24 durch die 
Lebensmittelüberwachungsbeamten aufgefangen. Es ist kein weiteres Personal notwendig. 
 
 



 

 

Finanzielle Auswirkungen: 
 
a) Finanzierungsplan 
 
--- 
 
 
 
b) Haushaltsmittel 
 
Erheben von Kontrollgebühren gem. VO (EU) Nr. 2017/625 und Gesundheitsdienst- und 
Verbraucherschutzgesetz (GDVG).  
 
HHSt.: 0.5461.1000  
 
Haushaltsansatz in 2021: 100,-- € 
Für 2022 Ansatz auf 5000,-- € anheben. (+ von 4900,-- €) 
Für 2021 wird die Höhe der Einnahmen auf 2000,-- € geschätzt.  
 
c) Folgekosten nach Fertigstellung Maßnahme (davon an zusätzlichen  
Haushaltsmitteln erforderlich) 
 
--- 
 
Alternativen: 
 
Keine, es besteht eine gesetzliche Verpflichtung zur Erhebung der Gebühren. 
 

Anlagen: 

--- 

 

 
Dr. Bernhard Mitko 
Berufsmäßiger Stadtrat 
Referatsleiter  
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